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Bei der Betrachtung der Möglichkeiten für Verbände, sich am politischen Willensbildungsprozess 

zu beteiligen, muss grundlegend mit der Frage begonnen werden, welche Bedeutung 

ihnen in diesem Kontext zukommt. Daher wird diese Abhandlung mit ebendieser beginnen. 

Wie sich zeigen wird, ist ein Bestandteil der Aufgaben von Interessengruppen unter dem Begriff  

„sozioökonomische Selbstregulierung“ zusammengefasst. Der zweite größere Teil wird 

sich diesem Themenkreis widmen und die Funktionsweisen sowie Vor- und Nachteile von 

Selbstregulierungsansätzen beleuchten. Bestandteil dieser Auseinandersetzung ist auch 

eine Bewertung der politischen Relevanz der verschiedenen Ansätze. Dabei wird auch darauf 

eingegangen, dass neben den verschiedenen Ausprägungen einer sozioökonomischen 

und damit politisch relevanten Selbstregulierung auch weitere Formen von Selbstregulierung 

einer Branche existieren.
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kann, sondern auch diese beispielsweise 

in Wettbewerbsumfeldern (ohne poli-

tische Implikationen) stattfi nden kann.

Dies vorweggeschickt, veranschaulicht 

die Tabelle 2 auf Seite 24 gewissermaßen 

die Evolutionsstufen verbandlicher Ar-

beit in Bezug auf eine öffentliche Perzep-

tion aus der Sicht der Betroffenheit der 

Mitglieder. 

Zu beachten ist hierbei, dass die Stufen 

nicht nacheinander ablaufen, sondern 

durchaus auch parallel existieren kön-

nen. Allerdings kommt es jeweils zu kla-

ren Ausprägungen der Verbandstätigkeit 

in den verschiedenen Stufen und einer 

entsprechenden Bedeutungsverlagerung.

Bei einem weiten Verständnis des Be-

griffs Selbstregulierung sind in allen Stu-

fen selbstregulatorische Ansätze zu iden-

tifi zieren. Allerdings unterscheiden sie 

sich in puncto ihrer Zieldefi nition.

WELCHE FORMEN VON SELBSTREGU-

LIERUNGEN GIBT ES?

Beim Begriff der Selbstregulierung 

ist grundsätzlich zwischen einer reinen 

Generell liegt die Bedeutung von In-

teressengruppen in der Repräsentation 

der gesellschaftlichen Vielfalt im Allge-

meinen und somit im Falle einer spezi-

fi schen Interessengruppe die Vertretung 

eines Einzelinteresses. Basierend auf den 

demokratischen Grundprinzipien der 

Mit- und Selbstbestimmung besitzen Ver-

bände (jenseits ihrer Rolle als Sprachrohr 

der jeweiligen Einzelinteressen) auch 

eine Demokratie stützende Funktion. In 

Anlehnung an Max Weber kommen den 

Verbänden vier Kernfunktionen zu:

Interessenaggregation –

Interessenselektion –

Interessenartikulation –

Interessenintegration –

Neben diesen Kernfunktionen kom-

men den Verbänden aber weitere Funk-

tionen zu:

Partizipation –

Legitimation –

Sozioökonomische Selbstregulation –

Tabelle 1 auf Seite 24 gibt einen verein-

fachenden Überblick über die verschie-

denen Funktionen sowie deren Bedeu-

tung für den Verband auf der einen und 

für das politische System auf der anderen 

Seite. Wie der Tabelle zu entnehmen ist, 

bedingen sich die verschiedenen Funktio-

nen größtenteils gegenseitig. So wäre eine 

Selbstregulation ohne die Einbindung der 

Mitglieder sowie die Harmonisierung der 

Interessenlage nicht möglich.

Bis also ein Verband in der Lage ist, 

auch selbstregulativ für eine Branche tä-

tig zu werden, müssen einige wesentliche 

Prozesse im Kontext der Interessengene-

rierung aufgesetzt werden.

FORMEN DER SELBSTREGULIERUNG

Während in der Funktionsbeschrei-

bung (Tabelle 1 auf Seite 24) der Begriff 

der Selbstregulierung sehr eng gefasst ist, 

sprich von einer Übernahme einer Regu-

lationsfunktion, die eigentlich der Politik 

vorbehalten ist, wird in diesem Abschnitt 

zunächst ein weiteres Begriffsverständnis 

zugrunde gelegt. Dies dient vor allem zur 

Verdeutlichung der Tatsache, dass nicht 

nur in politischen Kontexten von einer 

Selbstregulierung gesprochen werden 



 Selbstregulierung und einer regulierten 

Selbstregulierung zu unterscheiden, wel-

che als eine Mischform zwischen einer 

imperativen Regulierung und einer rei-

nen Selbstregulierung verstanden werden 

kann.

Imperative Regulierung

Hier wird die Regulierung alleinig vom 

politischen Entscheidungsträger festge-

legt. Diejenigen, die von der Regulierung 

betroffen sind, haben keinen Einfl uss auf 

die Regulierung und haben die Bedin-

gungen (Ge- und Verbote) schlichtweg 

zu befolgen. Ebenfalls vom politischen 

 System wird die Einhaltung der Regulie-

rung bewacht.

Selbstregulierung

Hier hält sich der Staat außen vor, 

da die gesellschaftlich relevanten 

 Steuerungsziele durch gesellschaftliche 

Prozesse selbst erfüllt werden. Auch die 

Einhaltung der Selbstregulierung ist frei 

von staatlichen Einfl üssen.

Regulierte Selbstregulierung

Wie schon erwähnt, handelt es sich um 

eine Kombination der beiden oben darge-

stellten Regulierungsformen. Dabei geht 

es darum, die Vorteile sowohl von Selbst-

regulierung als auch von imperativer Re-

gulierung zu nutzen und gleichzeitig aber 

die Nachteile dieser Regulierungskon-

zepte auszugleichen. Entweder wird die 

Regulierung durch Elemente der Selbst-

regulierung ergänzt oder aber Selbstregu-

lierung wird durch traditionelle, impera-

tive Instrumente unterstützt. 

In der Politikwissenschaft ist gegen-

wärtig noch umstritten, welche Prozesse 

bereits als Selbstregulierung zu betrach-

ten sind. Es kann aber davon ausgegangen 

werden, dass sich selbstregulative Ansätze 

auch bereits in „normalen“ Marktmecha-

nismen erkennen lassen. Um im Muster 

der drei verbandlichen Evolutionsschritte 

zu bleiben, kann es also auch Ansätze ei-

ner Selbstregulierung bereits auf der Basis 

des Gattungsmarketings geben, die sich 

auf der  Ebene der Standardisierung verfes-

tigen. Von wirklicher Selbstregulierung 

mit sozio ökonomischen Regulierungs-

aspekten kann aber erst gesprochen wer-

den, wenn der Regulierungsgegenstand 

ein Politikfeld mit gesamtgesellschaft-

licher Relevanz betrifft.

Es können dann folgende Ausgestal-

tungsformen der Selbstregulierung un-

terschieden werden:

 Allgemeine Verhaltensregeln:  – Die 

Verständigung verschiedener Akteure 

auf verbindliche Handlungsrichtli-

nien oder Verhaltensregeln (beispiels-

weise in Form von Kodizes) tritt schon 

am Übergang zwischen Gattungsmar-

keting hin zu Standardisierungsbestre-

bungen auf. Dabei werden oftmals Re-

gelungen getroffen, die verbindliche 

Standards defi nieren und damit den 

Zugang zu oder die Orientierung in 

einem Marktsegment erleichtern.

  – Gütesiegel: Bei Gütesiegeln wird in 

Ergänzung zu den Verhaltensregeln 

dargestellt, dass man sich als Güte-

siegelinhaber den Verhaltensregeln 

unterwirft. Oftmals wird dann auch 

eine Prüfi nstanz akzeptiert, die die 

Einhaltung der Verhaltensregeln 

überprüft. Gütesiegel sind demnach 

klassisches Zeichen erfolgreicher Stan-

dardisierungsprozesse (beispielsweise 

DIN oder ISO) und gelten auch als Zei-

chen einer entsprechenden Anbieter-

qualität. Ziel der Gütesiegel ist es, den 

Adressaten von mehr Transparenz und 

Glaubwürdigkeit zu überzeugen.

 Alternative Streitbeilegung (Alter- –

native Dispute Resolution – ADR): 
Bei branchenweit gültigen Verfahren 

wird oftmals als vertrauensbildende 

Maßnahme eine „Trusted Third  Party“ 

als neutraler Vermittler eingesetzt. 

Hierbei wird das Gütesiegel durch 

eine Aufsicht aufgewertet, bei der es 

festgeschriebene (außergerichtliche) 

Streitschlichtungsverfahren gibt. Ziel 

ist es, vor allem durch Kooperation und 



Kommunikation, den Disput zwischen 

Beschwerdeführer und Siegelinhaber 

einvernehmlich beizulegen. Aber auch 

diese Stufe beschäftigt sich oftmals mit 

der Regulierung von Marktmechanis-

men, ohne dass hierbei gesellschaftsre-

levante Aspekte verhandelt werden.

 Selbstregulierungsorganisation  –

(SRO): Die Basis einer SRO bilden aus-

verhandelte und von allen Parteien ak-

zeptierte Selbstverpfl ichtungen, Güte-

siegel und/oder ADR-Maßnahmen. Die 

SRO fungiert als Trusted Third Party 

und nimmt eine Weichenstellung zwi-

schen Industrie, Öffentlichkeit und Po-

litik ein, in dem sich nicht der positiven 

Entwicklung des Marktes unterworfen 

ist, sondern der Problemlösung des in 

ihr behandelten Politikfeldes. 

Zur Orientierung zeigt die Abbildung 1 

auf der nächsten Seite eine grobe sche-

matische Orien tierung der Selbstregu-

lierungsmaßnahmen anhand der Evolu-

tionsstufen.

Die Größe der Darstellung soll ein Indi-

kator für die Bedeutung im Sinne des Ein-

fl usses auf die Politikgestaltung sein. Dem-

nach kommt der SRO der größte Einfl uss 

zu. Es zeigt sich aber auch, dass die anderen 

Formen in eine SRO einfl ießen können.

BEDEUTUNG EINER SRO FÜR DIE 

POLITIKGESTALTUNG

Überspitzt formuliert, tritt die Politik 

in Fragen der Selbstregulierung erst bei 

allgemeinen sozioökonomischen Fra-

gestellungen auf den Plan – beispiels-

weise bei Datenschutzfragen. Oder aus 

Verbandssicht betrachtet: Alle nicht 

politisch relevanten Fragestellungen 

können problemlos in reinen Formen 

der Selbstregulierung seitens eines Ver-

bandes geregelt werden, sofern sich die 

Marktkräfte nicht bereits entsprechend 

regulieren.

Bei der Bedeutungsbemessung muss 

erwähnt werden, dass das politische 

System im 21. Jahrhundert weniger 

von Hierarchien geprägt ist, sondern 

FUNKTION BEDEUTUNG FÜR DEN 

VERBAND

BEDEUTUNG FÜR DAS 

POLITISCHE SYSTEM

AGGREGATION Bündelung und Zusammenfassung 

der heterogenen Interessen zu 

verbands politischen Zielen.

Durch die organisierte Bündelung von 

Interessen erhöhen sich die Chancen, 

Interessen durchzusetzen. Dadurch 

Betonung der gesellschaftlichen Rele-

vanz bestimmter Forderungen.

SELEKTION Vereinheitlichung unterschiedlicher 

Interessen innerhalb des Verbandes, 

Auswahl zentraler und durchsetzbarer 

Forderungen in bestimmten inhaltli-

chen Bereichen.

Die „Filterwirkung“ des Verbandes 

(„Gate-keeper Funktion“) schützt vor 

Überlastung des politischen Apparates.

ARTIKULATION Umformung der aggregierten und 

selektierten Interessen in Aussagen und 

Forderungen gegenüber der Politik.

Ermöglichung der Ausrichtung der 

stattlichen Ordnungs- und Verteilungs-

maßnahmen an gesellschaftlichen 

Notwendigkeiten.

INTEGRATION Einbindung der Mitglieder in die 

Verbandsstruktur und Teilhabe an den 

mit den Interessen verknüpften Durch-

setzungsmaßnahmen.

Stabilisierung des gesellschaftlichen 

Unterbaus und Aufbau von Loyalitäts-

strukturen zwischen Interessengruppen 

und dem politischen System.

PARTIZIPATION Teilnahmemöglichkeit der Mitglieder 

an der Verbandsarbeit (primär durch 

Information und Kommunikation) sowie 

die Möglichkeit zum Aufstieg innerhalb 

der Organisation.

Indirekte Teilnahme am politischen Ent-

scheidungsprozess sowie Anerkennung 

der staatlichen Steuerungskompetenz. 

Verdeutlichung der Funktionsweisen 

des politischen Systems.

LEGITIMATION Gelegenheit für Mitglieder zur Teilnah-

me am internen politischen Willensbil-

dungsprozess über den reinen Wahlakt 

hinaus. Verdeutlichung der Chancen, 

Eigeninteressen auch durchsetzen zu 

können, sowie Teilhabe an der Lösung 

 konkreter Einzelfragen.

Bindung der Mitglieder an die Ent-

scheidungsstrukturen des politischen 

Systems (durch Kopie derselben). 

Akzeptanz der Verfahren und somit 

Schaff ung von Vertrauen in die Ent-

scheidungsfähigkeit des politischen 

Systems.

SELBST-

REGULATION

Ausübung einer selbstständigen 

Regulationsfunktion in bestimmten 

Politikfeldern, die im inhaltlichen Kern 

des Verbandes stehen.

Finanzielle und strukturelle Entlastung 

staatlicher Institutionen bis hin zur 

selektiven Übernahme der Steuerungs-

funktion (qua Delegation).

1. GATTUNGSMARKETING 2. STANDARDISIERUNG 3. INTERESSENVERTRETUNG

Wirtschaftliche Zusammen-

schlüsse von Unternehmen 

zu Verbänden dienen in 

einem ersten Schritt dazu, die 

Branche und deren Produkte 

allgemein bekannter zu 

machen und die Gesellschaft 

für deren Notwendigkeit zu 

sensibilisieren. 

Ist eine relevante Breitenwahr-

nehmung erreicht, verlagert 

sich die Notwendigkeit einer 

inhaltlichen Verbandsarbeit hin 

zur notwendigen Reduktion 

von Komplexität, sprich Stan-

dardisierung. Dabei schaff en 

Standardisierungsprozesse 

die notwendige dauerhafte 

Verankerung der Funktions-

mechanismen einer Branche.

Mit steigender gesellschaft licher 

Relevanz einer Branche steigt 

auch deren  Bedeutung gegen-

über der Politik. Demnach rückt 

auch die aktive Interessenver-

tretung in den Arbeitsfokus. Vor 

allem vor dem Hintergrund, dass 

die Politik häufi g ein anwender-

bezogenes Schutzbedürfnis (bei-

spielsweise Verbraucherschutz) 

als Handlungsauff orderung im 

Sinne einer Regulierungsnotwen-

digkeit erkennt.

TABELLE 1

Kernfunktionen der Verbände und ihre Bedeutung

TABELLE 2

Die Evolutionsstufen verbandlicher Arbeit in Bezug auf eine öffentliche 

Perzeption aus der Sicht der Betroffenheit der Mitglieder
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dass der Sanktionierte massive Markt-

nachteile erfahren würde, die in keinem 

Verhältnis zu den punktuellen Gewinnen 

stehen. Die Politik wiederum erkennt da-

rin, dass innerhalb der Branche eine ent-

sprechende Sensibilisierung hinsichtlich 

sämtlicher zu berücksichtigender Interes-

sen stattgefunden hat und ein Eingreifen 

nicht notwendig ist. Das Recht, dies im 

Falle des „Scheiterns“ der SRO zu tun, hat 

die Politik dadurch nicht verwirkt. 

Für Verbände bedeutet dies, dass auch 

sie sich im Sinne der Governance-Kon-

zepte als kooperativer Akteur verstehen 

müssen. Die Konzepte der Selbstregu-

lierung als Instrument der politischen 

Interessenvertretung dienen demnach 

nicht zur Interessendurchsetzung (feh-

lende Harmonisierung mit relevanten 

anderen Interessen), sondern als Instru-

ment der Politik(mit)gestaltung auf Au-

genhöhe. 

www.bvdw.org �

vielmehr von kooperativen Ansätzen 

(Governance-Ansätzen). Dabei versteht 

sich das politische System zunehmend 

als Verhandlungsplattform mit Letzt-

entscheidungskompetenz. Allerdings 

gelangt der Staat auch vor diesem ver-

änderten Hintergrund oftmals an seine 

eigene Leistungsgrenze und kann seinen 

Steuerungsanspruch nicht umsetzen. 

Dies liegt nicht nur in der zunehmenden 

Anzahl an Regelungsbedarfen begrün-

det, sondern auch in sich verändernden 

Rahmenbedingungen. Beispielsweise 

kommt es in vielen Bereichen zu einer 

Deterritorialisierung des Rechts, sodass 

das nationale politische System den un-

terschiedlichen Parteien keine adäquate 

Lösung mehr anbieten kann.

Demnach liegt in Selbstregulierungs-

organisationen eine Möglichkeit für das 

politische System, seinen eigenen Steue-

rungsanspruch entweder zu delegieren 

(unregulierte/freie Selbstregulierungen) 

oder aber in einer regulierten Selbstre-

gulierung wahrzunehmen. Steuernd ein-

greifen wird der Staat jederzeit können, 

da er immer das Recht des Letztentschei-

ders besitzt. Dieses besitzt er auch, wenn 

die Selbstregulierung in einem interna-

tionalen Kontext stattfi ndet.

Im Sinne einer Maximierung von 

Möglichkeiten der Interessenvertretung 

muss ein Verband gehalten sein, die für 

ihn relevanten Politikbereiche durch 

eine unregulierte Selbstregulierung be-

arbeiten zu können, da andernfalls die 

Kompromisse zu groß sein könnten und 

der Verband Gefahr läuft, seinen eigenen 

Repräsentationsanspruch einzubüßen. 

Anders die Ausgangslage für die Politik: 

Hier müsste der Fokus auf regulierten 

Selbstregulierungen liegen. Denn nur 

so kann ein maximaler Interessenaus-

gleich vor der Prämisse, eine System-

überforderung zu verhindern, gewähr-

leistet werden.

Dennoch gibt es oftmals auch reine 

Selbstregulierungen in politisch sensiblen 

Bereichen. Dies funktioniert, wenn die 

Sanktionsmechanismen derart strikt sind, 

AUTOR

THOMAS SCHAUF ist seit Mai 2006 Fachgruppenmanager beim 

Bundesverband Digitale Wirtschaft (BVDW) e.V. Der 31-Jährige nimmt 

im Verband eine Schnittstelle zwischen Industrie, Medienpolitik 

und Öff entlichkeitsarbeit ein. Schon Ende der 1990er eignete er 

sich  umfassende Kenntnisse über politische Prozesse und deren 

 Gestaltung sowie die Funktionsweise von Verbänden und Interessen-

gruppen an. Vor seiner Tätigkeit im BVDW war der studierte Politik-

wissenschaftler als Berater im Verbandsmanagement tätig.

ABBILDUNG 1

Eine grobe schematische Orientierung der Selbstregulierungsmaßnahmen anhand der Evolutionsstufen
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